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Helga Einsele – 
1910-2005  
Im Fall Helga Einseles ist
ein Nachruf wahrhaft ein
Vorruf. Die beträchtliche
Ernte ihres Lebens
bestätigt die von den
Römern rar gebrauchte
Ehrung von Toten: mortua
doceat vivos. Diese Tote
möge die Lebenden leh-
ren.
Helga Einseles größte Lebenslei-stung bestand in ihrem 28 Jahre,von 1947-1975 ausgeübten Beruf alsLeiterin der Frauenhaftanstalt inFrankfurt-Preungesheim. Dieser istlange vorbereitet worden. Im schonpraktisch gerichteten Jura-Studiumund der Begegnung mit dem unge-wöhnlichen Strafrechtler undRechtspolitiker Gustav Radbruch inHeidelberg. Von Gustav Radbruchstammt nicht nur eine Konzeptionsozial bedachten Strafrechts undentsprechenden Strafvollzugs, wiesie zu einem Teil der Strafvollzugsre-form von 1977 und ihrem wider-sprüchlichen Schlüsselwort „Reso-zialisierung“ geworden ist. Von ihmstammt der Satz, von Helga Einselein ihren sehr lesenswerten Memoi-ren zitiert: „Anzustreben ist nichtein besserer Strafvollzug, sondernetwas, das besser ist als Strafvollzug“(Helga Einsele: Mein Leben mitFrauen in Haft, Stuttgart 1994).

Eine totale Institution wie dieFrauenhaftanstalt Preungesheim, zuHelga Einseles Anfangszeiten nochdas Zuchthaus, kommt nur dadurchzustande, dass die staatlich herr-schende Gesellschaft eine bestimm-te, gesetzlich normierte „Sorte“ vonMenschen zuerst abgrenzt, dannausgrenzt und dann in Sonderein-richtungen, eben totalen Institutio-nen zeitweilig oder immer aussetzt(ein verborgener, zuweilen, etwa zurNazizeit, offenkundig werdender

Der Jahresabschluss 2004 istgeschafft, und die Spendenquittun-gen sind verschickt. Falls jemandletztere vermissen sollte, bitten wirum Nachricht, möglichst mit Anga-be, wann welche Summe auf wel-ches unserer Konten überwiesenwurde. 
Leider mussten wir auch in2004 wieder mit einem Defizitabschließen. Diesmal konnte diesnoch von Rücklagen aufgefangenwerden. Der Trend muss jedochgestoppt werden. Während bei denSpenden letztes Jahr ein Zugang zuverzeichnen ist, gibt es leider beiden Fördermitgliedern einen Ein-bruch. Es gab im letzten Jahr vieleAustritte, alle aus verständlichenpersönlich/finanziellen Gründen(Hartz IV lässt grüßen), und nur ca.25 Neueintritte. 
Deshalb noch mal unsere Bitte:Werben Sie Fördermitglieder fürdas Komitee. Werbematerial zumWeiterreichen an FreundInnen undBekannten und zum Auslegenschicken wir gerne zu (Komitee-Selbstdarstellung; Publikationenver-zeichnis, Spendenaufruf 2004). 
Kostenzuwächse gab es in 2004u.a. wegen erhöhter Produktion vonPublikationen, was allerdings aucheine Erhöhung bei den Einnahmen

INFORMATIONEN

im Buchverkauf mit sich brachte.Glücklicherweise ging 2004 malkeine Maschine kaputt, so dass anden Bürokosten gespart werdenkonnte. 2003 mussten wir eine neueBriefumschlagdruck-Maschine kau-fen und die Computervernetzungfinanzieren. Einsparungen konntenwir in 2004 auch in den BereichenTagungen, Porto, Telefon, Fahrtko-sten erzielen. Ein wesentlicher unduns ganz wichtiger Ausgabenposten– die Unterstützung für Gefangene– ist im letzten Jahr konstant geblie-ben und liegt bei rund 20.000 Euro,inclusive der Aktion der Buchge-schenke für Gefangene. Bei derAktion „Ferien vom Krieg“ habenwir erstmals mehr ausgegeben alseingenommen. Dies liegt vor alleman den kostenaufwendigen Begeg-nungsseminaren von Israelis undPalästinenserInnen. Der Haushaltfür diese Aktion liegt allerdingsauch doppelt so hoch wie der gesam-te Komitee-Haushalt. Mit diesenINFORMATIONEN erhalten Siewieder den Spendenaufruf für diesewichtige friedenspolitische Aktiondes Komitees.
Martin Singe
Elke Steven

Dirk Vogelskamp
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Rassismus ist daran beteiligt). Diesein Sicherheitsvorkehrungen einge-mauerte Zwangsgesellschaft wirdaber alles andere als sich selbst über-lassen. Auf sie richten sich angst-und machtbesetzte Projektionen.Sie ist webedicht kontrollverrecht-licht. Alle Schritte, die handelndFreiheit auszeichnen, schon vomgeäußerten Gedanken an, werdenpeinlich auch denjenigen vorge-schrieben, die diese Zwangsweltstellvertretend für Staat und Gesell-schaft verwalten sollen. Also auchder 1947 als Leiterin bestelltenHelga Einsele. Sie war einer Anre-gung Gustav Radbruchs gefolgt undhatte sich noch von Österreich ausbeworben.
Um diese totale Institution inder Balance zu halten zwischenrepressivem Strafvollzug und demmühsamen, offiziell weithin miss-trauisch beäugten Versuch, Frauen,die Schaden genommen und geübthaben, wieder zum selbstbewusstgeführten Leben zu verhelfen, warHelga Einseles ganzer Einsatz gefor-dert: ein 10-12-Stundentag, meistauch an Wochenenden; fast keineZeit für die Kleinfamilie oder eigen-bestimmte Ruhepausen. Möglichwar dies nur, weil die substantiellenZiele, die Helga Einsele verfolgte,nicht nur ,an sich‘ menschenrecht-lich und demokratisch richtigwaren. Vielmehr erquickte sie sichaus eben der Quelle, die ihr am mei-sten Sorge und Mühe bereitete, dieihren Beruf ausmachte: den Frauen,die es in unterschiedlichen Längenund aus erheblich verschiedenenGründen nicht schafften, sich inder alles andere als trefflich bestell-ten Normalität der Bundesrepublikzurechtzufinden. Ihr Umgang mitdiesen Frauen – das ist es, wo HelgaEinseles Herz schlug; das ist es,warum sie zu ungewöhnlichen Lei-stungen gerade auch in dem in derLage war, was man allzu oberfläch-lich und harmonisch „Resozialisie-rung“ nennt. Helga Einsele nahm„ihre Frauen“ als Personen ernst.Sie sprach mit ihnen über ihre Pro-bleme und die Probleme der Haft-bedingungen. Sie beteiligte dieFrauen, wo immer möglich und ris-kanterweise über das Mögliche hin-aus. Sie dehnte das Möglichehuman. Damit verwirklichte sie,soweit das im herrschenden Straf-korsett überhaupt möglich ist, einenhumanen Strafvollzug. 

Das, was Helga Einsele nach alldem, was wir wissen, selbst ver-mochte, gibt den Ausschlag: „aufMachtausübung, sowohl politischwie rechtlich, soweit wie irgendmöglich im Zusammenleben vonMenschen zu verzichten“ (a.a.O.; S.352, letzte Seite ihres Buches).
Über diese wahrhaft in jederHinsicht erfüllte Zeit hinaus hatsich Helga Einsele im Sinne ihrersubstantiellen Ziele weit über dieHaftanstalt hinaus engagiert. AlsPazifistin hat sie früh die Ostermär-sche unterstützt. Darum eckte siean. Sie wurde im Zusammenhangder Ausschlussverfahren wider denKreis derjenigen, die den SDS gegenden strammen sozialdemokrati-schen Anpassungskurs an denabenddämmernden CDU-Staatunterstützten, wie Wolfgang Abend-roth, Heinz-Joachim Heydorn,Monika Seifert und anderen, ausder SPD ausgeschlossen. DieserAusschluss war für ihre Position ineiner etablierten Behörde mehr alsparteiintern bzw. dann parteiexternriskant.
1982 antwortete Helga Einselekurz auf die an sie gestellte Frage„wie unser Land nicht aussehen“sollte: 
„Dieses Land darf unter keinenUmständen ein Land sein, in demdas Bezahlbare wertvoll wird. Eskann auch kein Land sein, in demeine dünne privilegierte Ober-schicht alle anderen unterdrückt,ihnen keine Entwicklungsmöglich-keiten gibt, es dürfte auch keinLand sein, in dem die Technik alles,auch den Menschen, verschlingt.Viertens darf es kein Land sein, indem uns die Werte von oben ver-mittelt werden. In einem solchenLand entsteht Heuchelei, und dasist der Tod jedes Gutseins.“ 
Wir schließen unseren vor-, alsoin die Zukunft rufenden Nachruf,indem wir den Schluss von Doro-thee Sölles kurzem Festschriftbei-trag übernehmen (Dorothee Sölle:Helga Einsele und die Liebe zu denMenschen, ebd., S. 109 f.): 
„Und als der Reporter GerhardRein sie fragte, ob sie nicht insScheitern verliebt sei statt ins Gelin-gen, gab sie eine Antwort, die aneinen berühmten Satz von GustavHeinemann erinnert und einMusterbeispiel für die Unbestech-lichkeit ist, um deretwillen man

Helga Einsele lieben muss (Heine-mann antwortete während seinerPräsidentschaftszeit – 1969-1974 –einem Reporter auf die Frage, ob ersein Vaterland liebe, schlicht undbesser ergreifend: nein, ich liebemeine Frau). Sie sagte: „Man kannweder ins Scheitern noch ins Gelin-gen verliebt sein, man kann nur inMenschen verliebt sein, und dasmuss man wahrscheinlich.“ 
Wolf-Dieter Narr, Klaus Vack

Tagung in Arnoldshain
Die Jahrestagung des
Komitees wird erneut in
Arnoldshain stattfinden.
Vom 16. - 18. September
2005 diskutieren wir über
den Verfassungsentwurf
der EU: Für ein demokra-
tisch-plurales Europa -
Wider Verfassungsrecht
und Verfassungswirklich-
keit der EU. 
Das gegenwärtige EU-Europa folgtprimär der „Logik des Kapitals“. ImKontext der Weltmarktentwicklungund deren Konkurrenz muss die EUals regionaler kapitalistischerMacht- und Konkurrenzknoten-und Kreuzungspunkt wahrgenom-men werden. Dieser neoliberalenOrientierung entsprechen die in derVerfassung grundgelegte militäri-schen „Verteidigungsidentität“ unddas sich entwickelnde Polizeige-spinst der Überwachung, Ausgren-zung und „Verlagerung“. 

Dem gilt es, unsere Vorstellun-gen von einem Europa, das wir poli-tisch demokratisch-menschenrecht-lich meinen, entgegenzusetzen. 

Spendenaufruf
Komitee für Grundrechte und

Demokratie
Volksbank Odenwald

BLZ 508 635 13 
Konto 802 46 18



In den letzten Wochen
wurden Gesetzesentwürfe
zur Änderung des Ver-
sammlungsgesetzes und
des Strafgesetzbuches dis-
kutiert. Das Komitee für
Grundrechte und Demo-
kratie forderte in einem
Offenen Brief die Mitglie-
der des Innenausschusses
des Bundestags auf, sich
gegen jede weitere
gesetzliche Einschränkung
von Versammlungs- und
Meinungsfreiheit einzuset-
zen und begründet dies in
einer Stellungnahme. 
Das, was von der NPD, rechtenKameradschaften und ihrenAnhängern gesagt wird, ist abscheu-lich. Damit werden andere Men-schen verachtet. Es ist antidemokra-tisch. Diesen triefenden Vorurteilenist laut und öffentlich zu widerspre-chen. 

Rechten Wahn kann manjedoch nicht mit Mitteln bekämp-fen, die diesen antidemokratischenWertvorstellungen entsprechen.Jede Einschränkung der Meinungs-und Versammlungsfreiheit ist unde-mokratisch. Damit werden nicht dieNPD-Anhänger bekämpft und insAbseits gedrängt. Damit wird Men-schenrechten und Demokratie derAtem genommen. 
Das Demonstrationsrecht stand
schon immer unter Druck
Das Recht, sich „ungehindert undohne besondere Erlaubnis“ zu ver-sammeln, ist eines der zentralenpolitischen Freiheitsrechte. DasGrundrecht aller Bürger und Bürge-rinnen, sich unter freiem Himmelzu versammeln, wurde von Anfangdes Grundgesetzes an unter denVorbehalt eines einschränkendenGesetzes gestellt. Demonstrationenstand „man“ misstrauisch gegenü-ber. Das 1953 verabschiedete Ver-sammlungsgesetz folgt darum einerPerspektive, die Demonstrationenunter autoritärer, polizeilicherSicherheit behandelt. Eine Novellie-rung dieses Gesetzes in Richtung

auf ein liberal-demokratisches,grundrechtsgemäßes Demonstrati-onsverständnis, auf Ausweitung desRechts wäre dringend angezeigt.
Versammlungen sind dauerndumstritten. Sie ärgern. Die inDemonstrationen zum Ausdruckgebrachten Interessen widerspre-chen häufig offizieller Politik. Vonder etablierten Herrschaft abwei-chenden Meinungen und Forderun-gen soll Gehör verschafft werden.Gerade Minderheiten nehmen die-ses Grundrecht in Anspruch. Siesind auf dessen Schutz angewiesen.Gestärkt wurde das Versammlungs-recht durch die Entscheidung desBundesverfasssungsgerichts 1985,den „Brokdorf-Beschluss“. Ver-sammlungs- und Meinungsfreiheitseien, laut Urteilsbegründung,„unentbehrliche und grundlegendeFunktionselemente eines demokra-tischen Gemeinwesens“. Demon-strationen, so das BVerfG, stelltenein Zeichen der „Freiheit, Unabhän-gigkeit und Mündigkeit des selbst-bewussten Bürgers“ dar. Mit ange-messenem Nachdruck stellten siefest: Demonstrationen, zu denenBürger und Bürgerinnen aus eige-nem Antrieb zusammen kommen,enthalten „ein Stück ursprünglichungebändigter unmittelbarer De-mokratie, das geeignet ist, den poli-tischen Betrieb vor Erstarrung ingeschäftiger Routine zu bewahren“.
Für die Verteidigung diesesessentiellen demokratischen Rechtssetzt sich das Komitee für Grund-rechte und Demokratie von Beginn

an auf vielfältige Weise ein. WeilFreiheit immer auch die Freiheit derAndersdenkenden ist, treten wirvehement für das uneingeschränkteRecht auf Versammlungs- und Mei-nungsfreiheit aller ein.
Statt Verbote - öffentliche Aus-
einandersetzungen

Sechzig Jahre nach dem tiefstenGrabenbruch deutscher Geschichteund den daraus erwachsenen, nieendgültig leistbaren Aufgaben, zeigtsich lebendige Demokratie darin,dass Probleme öffentlich wahrge-nommen und Auseinandersetzun-gen öffentlich ausgetragen werden.Hier bewährt sich, ob staatlicheInstitutionen, Parteien, andereGruppierungen und einzelne ihrenAnspruch, Demokratie und Men-schenrechte zu praktizieren, nichtheuchlerisch vor sich hertragen.Jetzt können sie zeigen, dass sie mitMitteln und Argumenten und mitTaten kämpfen können, die demo-kratisch und menschenrechtlichstimmig sind. Das „nationaldemo-kratische“ Milieu und die Kräfte,die es erzeugen, werden nicht durchVertuschen und Ausgrenzenbekämpft, sondern indem man poli-tische Beteiligung und soziale Aner-kennung aller Gruppen dieserGesellschaft stärkt.
Auch den Anhängern der NPDmuss öffentlich begegnet werden.Die Freiheit, sich ungehindert undohne besondere Erlaubnis zu ver-sammeln, wird schon häufig genug

Der Umgang mit Versammlungs- und Meinungsfreiheit
offenbart den Zustand bundesdeutscher Demokratie 
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mit dem Rückgriff auf polizeilicheund verfassungsschützerische Ge-waltprognosen und mit Hilfe grund-rechteverletzender polizeilicher Ein-griffe genommen. Die Straße kannein Ort der öffentlichen Auseinan-dersetzung sein. Die häufig zu beob-achtenden Einkesselungen undIngewahrsamnahmen derjenigen,die gegen die NPD demonstrieren,stellen den demokratischen Skandaldar, den es zu thematisieren gilt.Strafrechtliches Vorgehen gegen die-jenigen, die zum Protest gegen dieNPD-Anhänger aufrufen - wie inMünchen und in Wuppertal gesche-hen - ist erst recht grundrechtswid-rig.
Unzulässig ist es, sich hinterdem Rücken der nie gut zu machen-den Opfer nationalsozialistischerHerrschaft und den wenigen zu ver-bergen, die überlebt haben, undden noch wenigeren, die heute nocham Leben sind. Diesen Opfern desNationalsozialismus wird man nichtgerecht, indem man Demokratieund Meinungsfreiheit örtlich ein-schränkt. Materielle Konsequenzen,dort wo sie noch möglich sind,nicht aber symbolisch repressiveGesten könnten noch ein wenig mil-dern. 
Den heutigen Opfern der brau-nen Schläger aber hilft man nicht,indem man Versammlungen anGedenkstätten verbietet. Über denkonkreten Schutz hinaus hilft ihneneine Ausländer- und Asylpolitik, dienicht restriktiv und repressiv dieVorurteile noch stärkt, die NPD-Anhänger rassistisch, in der Ableh-nung alles Anderen und aller Ande-ren totalisieren.
Die geplante Änderung desStrafgesetzbuches wäre vollends einrepressiver Faustschlag des Gesetzge-bers ohne anderen als demonstrativschädlichen Sinn. Indem pauschalund kasuistisch andere Verbrechengegen die Menschlichkeit präventivpönalisiert würden, trüge manaußerdem zur Relativierung desHolocaust bei. 
Der Einzug nationalistischer,rassistischer und antisemitischerVorurteile in die Mitte dieser Gesell-schaft ist das Problem, mit dem wiruns alle nachdrücklich zu beschäfti-gen haben. Andere politische undsoziale Chancen und Umgangsfor-men sind gerade auch von etablier-ter Politik dagegen zu setzen. Mit

dem Ruf nach staatlichem Verbotund nach Einschränkung von Frei-heitsrechten findet man gerade beidenen Zustimmung, die solche Vor-urteile pflegen. Ja, man begünstigtsie bewusst oder unbewusst mit.
Heiner Busch 

Wolf-Dieter Narr 
Elke Steven

Kriegsgegner sitzen noch auf demZaun und schauen zu.“ Man rühmtsich der seitens der Bundeswehr aus-geübten Ausbildungshilfe für dasirakische Militär. Schließlich willman auf Dauer etwas vom zu vertei-lenden Öl-Kuchen abbekommen.Statt dessen wäre eine Friedenskon-ferenz für die gesamte Nahost-Regi-on zu fordern, auf der die involvier-ten Staaten – evtl. unter Hilfe derUNO oder eines internationalzusammengesetzten Teams von Frie-densforschern – ihre Interessen soabstimmen, dass eine langfristigeFriedensordnung in der Region undeine atomwaffenfreie Zone entste-hen könnten.
Gleichzeitig gilt es, einem dro-henden Iran-Krieg entgegenzutre-ten. Zwar scheint die Bush-Regie-rung vorläufig auch eine diplomati-sche Lösung zu präferieren, den-noch ist die Kriegsdrohung nichtvom Tisch. Der „Feldzug gegen denTerror“ kann uns noch böse Über-raschungen bescheren. Umso wich-tiger bleibt es, wachsam zu sein undeine friedliche Politik einzufordern.Unser Appell für eine zivile Kon-fliktlösung in Afghanistan hat einepolitische Kontroverse mit demGrünen-Politiker Winni Nachtweiausgelöst. Die Kontroverse ist imFriedensforum 1/2005 dokumen-tiert. Das Heft kann als kostenfreiesProbeexemplar angefordert werden(Dauer-Abo wäre natürlich schö-ner): Netzwerk Friedenskooperative,Römerstr. 88, 53111 Bonn; 0228-692904.  
Über die Strafverfolgung derresist-Aktionen 2003 wird als Beila-ge zum nächsten Friedensforumeine kurze Prozess-Dokumentationerscheinen. 

Martin Singe

Mainz ist wieder im Normalzustand;Bush und Schröder haben ihr nettesEssen im Kurfürstlichen Schlosshinter sich gebracht. Eindrucksvollund friedlich haben etwa 15.000Menschen in Schnee und Kältedemonstriert. Das Komitee hattedie Demonstration unterstützt undauch einen eigenen Aufruf anläss-lich des Bush-Besuches verbreitet.Darin forderten wir eine konse-quente zivile Friedenspolitik ein.  
Im Januar fand die Strategie-konferenz der Kooperation für denFrieden statt, in der wir mitarbei-ten. Andreas Buro moderierte dieKonferenz. Vier Schwerpunkte derArbeit wurden für 2005/2006beschlossen: Irak-Krieg/Vorbeu-gung gegen einen möglichen Iran-Krieg; EU-Militarisierung / EU-Ver-fassung; Zivile Konfliktbearbeitung;Gewaltfreie Arbeit im Nahbereich.Die dritte Gruppe wird von An-dreas Buro koordiniert; es sollzunächst um die Analyse gelunge-ner/verhinderter/notwendiger zivi-ler Konfliktbearbeitung gehen.Dazu soll eine kleine Gruppe vonFriedensforscherInnen eingerichtetwerden. Im Bereich der EU-Militari-sierung geht es vor allem um weitereAufklärungsarbeit über die anste-henden Militarisierungsschübe unddie in der Verfassung fest verankertemilitärische Orientierung. 
Hinischtlich des anhaltendenIrak-Krieges gilt es, eine tiefere Ver-strickung der Bundesrepublik zuverhindern. Die Regierung rühmtsich inzwischen, von der Seite derKriegsgegner (zu der sie ja nie wirk-lich gehört hatte) auf eine Vermitt-lerposition gerückt zu sein. LautSüddeutscher Zeitung (18.1.05)hieß es vor dem Bush-Besuch inRegierungskreisen: „Die schwierigeZeit liegt hinter uns. ... Andere

Zur Friedensarbeit des Komitees
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